
Was droht bei Verstößen, insbesondere hinsichtlich der 
Zuverlässigkeit? 

Je nach Schwere und Häufigkeit der Verstöße können die Konsequenzen für die 
Unternehmen bzw. den Verkehrsleiter drastisch - bis hin zum faktischen Berufsverbot - sein. 
Wichtig ist dabei, zwischen Strafen gegen den Erlaubnisinhaber/Unternehmen und Strafen 
gegen den Verkehrsleiter zu unterscheiden. 

Wird aus dem Begehen eines schwerwiegenden Verstoßes nach Anhang IV VO /EG) Nr. 
1071/09 die persönliche Unzuverlässigkeit des Verkehrsleiters oder des 
Verkehrsunternehmers gefolgert, kann dies zum Widerruf der EU-Gemeinschaftslizenz 
wegen des Wegfalls einer subjektiven Berufszugangsvoraussetzung führen (Artikel 7 Abs. 2 
VO (EG) Nr. 1072/09 bzw. Artikel 4 Abs. 6 VO (EG) Nr. 1073/09). Daneben kann dem 
Betroffenen die Führung von Kraftverkehrsgeschäften auch für die Zukunft untersagt werden 
(Artikel 14 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 6 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1071/09). 

Sanktionen gegen den Erlaubnisinhaber 

Bisher galt: 
Bei den Strafen gegen das Unternehmen bzw. gegen Erlaubnisinhaber bleibt es weitgehend 
beim bisher Bekannten: Entfällt die Zuverlässigkeit - als Erlaubniskriterium - so ist 
letztendlich die Güterkraft- bzw. Personenverkehrslizenz direkt in Gefahr. Die Behörden 
haben bei der Einschätzung gewisse Spielräume, zudem muss bei allen Entscheidungen der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt werden. Über die gewerberechtliche Prüfung 
der Zuverlässigkeit hinaus kommen natürlich auch noch  Sanktionen aus dem Bereich des 
Ordnungswidrigkeiten- bzw. des Strafrechts in Betracht. 

Neu ist: 
Durch das Inkrafttreten der Verordnung gibt es nun erstmals in allen EU-Mitgliedsstaaten 
einen verbindlichen Katalog besonders schwer wiegender Verstöße, die zum Wegfall der 
Zuverlässigkeit führen können. Eine Aufstellung dieser Verstöße einschließlich des Hinweises 
auf eine Auslegungshilfe finden Sie bei der Antwort zu Frage 7. Dieser 
Zuverlässigkeitskatalog gilt für Erlaubnisinhaber und Verkehrsleiter gleichermaßen. Bei 
schwersten Verstößen (vgl. Anhang IV VO (EG) Nr. 1071/09) können die nationalen 
Mitgliedsstaaten nur noch bei besonderen Härtefällen von der Feststellung der 
Unzuverlässigkeit absehen. Sie sind in jedem Fall zur Einleitung eines förmlichen 
Verwaltungsverfahrens verpflichtet. 

 


